
Stellungnahme zum Hinweisverfahren 2018/24 der Clearingstelle EEG/KWKG 
 „Ersetzen von PV-Anlagen an demselben Standort (§ 38b Abs. 2 Satz 1 EEG 2017)“ 

Verfahrensfrage: 
1. Wann erfolgt ein Ersetzen „an demselben Standort“ im Sinne des § 38b Abs. 2 Satz 1 EEG 
2017? 

Entwurf Leitsatz I.:  

• Ein „Ersetzen an demselben Standort“ liegt vor, wenn entweder die ersetzenden Solar-
anlagen auf demselben Gebäude, derselben baulichen Anlage, demselben Grundstück, 
demselben Betriebsgelände oder derselben Vorhabensfläche (planfestgestellte Fläche 
bzw. Geltungsbereich des Bebauungsplans) installiert werden, auf der bereits die ersetz-
ten Solaranlagen installiert waren oder 

• die ersetzenden Solaranlagen in unmittelbarer räumlicher Nähe zu den ersetzten Solar-
anlagen installiert werden; eine unmittelbare räumliche Nähe liegt immer vor, wenn sich 
die ersetzenden Solaranlagen auf Grundstücken, Betriebsgeländen oder Vorhabensflä-
chen befinden, welche unmittelbar an die Grundstücke, Betriebsgelände oder Vorha-
bensflächen angrenzen, auf denen sich die ersetzten Solaranlagen befanden (s. Ab-
schnitt 3.2). 

Stellungnahme: 

Die Bundesnetzagentur begrüßt die Durchführung des Verfahrens 2018/24 der Clearingstelle 
EEG/KWKG zur Frage, wann ein Ersetzen von PV-Anlagen an demselben Standort iSd § 38b 
Abs. 2 Satz 1 EEG 2017 gegeben ist. Das Hinweisverfahren ist geeignet, viele in der Praxis auf-
tretende Rechtsfragen zu klären.  

Die Bundesnetzagentur bittet allerdings darum, die Ausführungen zum Begriff „an demselben 
Standort“ zu überdenken. Nach hiesiger Ansicht ist die Auslegung des Begriffs „an demselben 
Standort“ dahingehend zu begrenzen, dass die Grenzen desselben Gebäudes, Grundstücks 
oder räumlich zusammengehörigen und überschaubaren Betriebsgeländes – entsprechend des 
Verständnisses zu dem gleichlautenden Begriff aus den Eigenerzeugungsregelungen – nicht 
überschritten werden darf. 

§ 38b Abs. 2 Satz 1 EEG regelt den Ersatz einer Anlage wegen „Defekt“, „Beschädigung“ und 
„Diebstahl“. In diesen Konstellationen ist die Anlage nicht mehr nutzbar. Ein Ersatz ist zwingend 
nötig, um die Anlage gleichwertig weiter nutzen zu können. § 38b Abs. 2 Satz 1 EEG soll nur 
diesen Weiterbetrieb bestandswahrend an demselben Standort ermöglichen. Im Normalfall ist 
der Ersatz der Anlage an exakt der gleichen Stelle möglich und ausreichend. Die Bundesnetza-
gentur teilt aber die Auffassung, dass der Wortlaut für die praktische Anwendung dahingehend 
ausgelegt werden kann, dass auch der Ersatz, der nicht genau an derselben Stelle erfolgt, den 
Bestandsschutz bewahren kann. Hierbei sollte jedoch ein enges Begriffsverständnis zugrunde 
gelegt werden. Ein weiteres Verständnis bei der Ersetzung entspricht nicht dem Sinn und Zweck 
der Regelung.  

Die Heranziehung von benachbarten Grundstücken, Betriebsgeländen oder Vorhabenflächen 
als zu „demselben Standort“ gehörig ist mit dem eigentlichen Wortlaut sowie Sinn und Zweck 
des Bestandsschutzes nicht vereinbar. Wenn der Gesetzgeber bezweckt hätte, auch die Erset-
zung von Anlagen auf benachbarten Grundstücken, Betriebsgeländen oder Vorhabenflächen in 
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den Anwendungsbereich des § 38b Abs. 2 S. 1 EEG einzubeziehen, hätte er dies ausdrücklich 
geregelt. Er ist aber bei dem Begriff „an demselben Standort“ geblieben. 

Im Ansatz zutreffend geht der Hinweisentwurf davon aus, dass eine Auslegung des Begriffs „an 
demselben Standort“ unter Heranziehung der §§ 61c, 61d, 61e und 61f EEG erfolgen kann (Rn. 
35 ff.). Denn sowohl Wortlaut als auch Sinn und Zweck entsprechen sich – trotz der zutreffend 
im Hinweisbeschluss angeführten Unterschiede der Regelungen – im Kern. Diese systematische 
Auslegung spricht aus Sicht der Bundesnetzagentur aber gerade nicht dafür, „denselben Stand-
ort“ um sämtliche angrenzenden Nachbar-Standorte (Nachbargebäude, -grundstücke und -
betriebsgelände) zu erweitern. Im Gegenteil: Wie im Leitfaden der Bundesnetzagentur zur Ei-
genversorgung (www.bundesnetzagentur.de/eigenversorgung) und in der Gesetzesbegründung 
zum EEG 2014 (BT-Drs.18/1304, S. 155) übereinstimmend ausgeführt wird, kann die Ersetzung 
einer Anlage durch eine neue Anlage zwar auch dann als bestandsschutzwahrend eingestuft 
werden, wenn die Ersetzung nicht GPS-koordinatengenau an exakt derselben Stelle erfolgt. Die 
Ersetzung muss jedoch innerhalb „desselben Standortes“, das heißt „an anderer Stelle auf dem-
selben in sich abgeschlossenen Betriebsgelände oder in unmittelbarer räumlicher Nähe zu der 
ersetzten Bestandsanlage“ bleiben (siehe Leitfaden, S. 82). Neue Stromerzeugungsanlagen, 
aber auch verbrauchsseitige Erweiterungen auf einem benachbarten Betriebsgelände bzw. au-
ßerhalb einer „qualifizierten räumlich-funktionalen Nähebeziehung“ im Sinne Eigenversorgungs-
regelungen (vgl. Leitfaden, S. 36) sind nicht mehr von dem bestandsgeschützten Eigenerzeu-
gungskonzept und den ausnahmsweise bestandsschutzwahrend zugelassenen Veränderungen 
erfasst. Die gesetzliche Beschränkung auf „denselben Standort“ muss nach dem Sinn und 
Zweck der Eigenerzeugungsregelungen eine nachträgliche Erweiterung des eigenen Bestands-
schutzes wirksam verhindern. Erweiterungen um jeweils benachbarte Betriebsgelände wären 
damit nicht vereinbar.  

Zu den Anforderungen an ein „qualifiziertes räumlich-funktionales Näheverhältnis“, wie es auch 
für die Bestimmung der Grenzen „desselben Standortes“ entsprechend zugrunde zu legen sein 
dürfte, führt der Leitfaden zur Eigenversorgung auf S. 36 aus:  

„Ein räumliches Nähe-Verhältnis setzt nach dem Wortsinn eine geringe räumliche Entfernung 
oder unmittelbare Umgebung voraus, wie dies typischerweise z.B. in demselben Gebäude oder 
auf demselben Grundstück gewährleistet ist. Der Begriff des Zusammenhangs verdeutlicht zu-
dem ein räumlich-funktionales Verständnis des Nähe-Verhältnisses. Die Anforderung der Unmit-
telbarkeit verstärkt wiederum die im Begriff des räumlichen Zusammenhangs angelegte Begren-
zung zu einer qualifizierten räumlich-funktionalen Nähe-Beziehung zwischen der eigenen Er-
zeugung und dem eigenen Verbrauch. Ein lediglich mittelbarer räumlicher Zusammenhang, der 
durch räumliche Distanzen oder Hindernisse unterbrochen bzw. überbrückt wird, reicht nicht 
aus. […] 

Ein unmittelbarer räumlicher Zusammenhang dürfte regelmäßig jedenfalls dann gegeben sein, 
wenn sich die Stromerzeugungsanlage und die Verbrauchsgeräte des potentiellen Eigenversor-
gers in bzw. auf demselben Gebäude befinden. Auch auf demselben Grundstück oder auf 
demselben, räumlich zusammengehörigen und überschaubaren Betriebsgelände wird typischer 
Weise noch von einem unmittelbaren räumlichen Zusammenhang auszugehen sein, sofern die-
ser nicht durch störende Hindernisse (wie z.B. nicht vom Eigenversorger selbst genutzte Ge-
bäude oder Betriebseinrichtungen) unterbrochen wird.“ 

Insofern dürfte die Ersetzung „an demselben Standort“ regelmäßig dann gegeben sein, wenn die 
Ersatzanlage auf dasselbe Gebäude, dasselbe Grundstück oder dasselbe, räumlich zusammen-
gehörigen und überschaubaren Betriebsgelände gebaut wird. Eine Ausweitung auf benachbarte 
Gebäude, Grundstücke oder Betriebsgelände ginge darüber hinaus. Der Begriff der unmittelba-
ren räumlichen Nähe soll in diesem Zusammenhang gerade nicht eine Ausdehnung auf benach-
barte Grundstücke ermöglichen, sondern im Gegenteil eine enge räumliche Nähebeziehung 
sogar auf demselben Grundstück oder Betriebsgelände (ohne trennende Elemente) erforderlich 
machen.  
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Eine einheitliche systematische Auslegung des gleichlautenden Begriffs „an demselben Stand-
ort“ in den Eigenerzeugungsregelungen nach den §§ 61c, 61d, 61e und 61f EEG einerseits und 
der Ersetzungsregelung des § 38b Abs. 2 Satz 1 EEG andererseits würde dafür sprechen, das 
dargestellte Auslegungsverständnis zu den Eigenerzeugungsregelungen entsprechend auf § 
38b Abs. 2 Satz 1 EEG zu übertragen. Wie eingangs ausgeführt, erscheint eine entsprechende 
Auslegung des Standortbegriffs aus Sicht der Bundesnetzagentur darüber hinaus auch nach 
dem Wortlaut sowie dem Sinn und Zweck einer Ersetzung nach § 38b Abs. 2 Satz 1 EEG als 
naheliegend. Soweit sich die Bestandsschutzregelungen bei der Eigenversorgung und beim 
Ersatz von PV-Anlagen unterscheiden, sprechen diese Unterschiede eher für eine engere Aus-
legung des Begriffs „am selben Standort“ in § 38b Abs. 2 EEG. Denn während § 38 Abs. 2 EEG 
ausschließlich PV-Module betrifft, umfasst der Anwendungsbereich der Bestandsschutzregelun-
gen in den §§ 61c, 61d, 61e und 61f EEG alle Arten von Erzeugungsanlagen, mithin auch Groß-
kraftwerke.  

Neben den juristischen Argumenten sprechen auch praktische Erwägungen gegen eine weite 
Auslegung des Begriffs des Standorts bei der Ersetzung einer Anlage. Wie aus der EEG-
Datenerhebung, aus den Vorbereitungen zum Marktstammdatenregister und auch im Rahmen 
der Erteilung von Förderberechtigungen bei PV-Ausschreibungsverfahren bekannt wurde, sind 
die Netzbetreiber hinsichtlich des in ihrem Netz befindlichen Anlagenbestandes in vielen Fällen 
nicht eindeutig informiert. Die Administration von veränderlichen Anlagenstandorten würde die 
ohnehin bestehenden Schwierigkeiten auf Seiten der Netzbetreiber weiter vergrößern. 

Aus Sicht der Bundesnetzagentur sollte daher der Leitsatz I. auf die im ersten Aufzählungszei-
chen enthaltenen Aussagen begrenzt werden. Eine Ausdehnung auf benachbarte Grundstücke, 
Betriebsgelände und Vorhabenflächen ist in der Sache zu weit.   


